Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1201 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Oktober 1970 

1/4 (IV/ 1) - 68070 - E - Fl 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik/Rechtsangleichung in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verlängerung der in 
Artikel 19 der Richtlinie des Rates vom 6. Oktober 1969 zur 
Änderung der Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr mit frischem Fleisch vorgesehenen Frist. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Verlängerung der in Artikel 19 der Richtlinie des Rates 
vom 6. Oktober 1969 zur Änderung der Richtlinie vom 26. Juni 
1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch vorgesehenen 

Frist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat am 6. Oktober 1969 eine Richtlinie^) 
zur Änderung der Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch erlassen. 

Die Mitgliedstaaten mußten die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft setzen, um der neuen Richtlinie 
bis zum 1. Oktober 1970 nachzukommen. 

Die so festgesetzte Frist hat sich als zu kurz erwie- 
sen, um allen Mitgliedstaaten zu gestatten, dieser 


Verpflichtung nachzukommen; die Frist ist daher zu 
verlängern - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Datum des 1. Oktober 1970 in Artikel 19 der 
Richtlinie des Rates vom 6. Oktober 1969 zur Ände- 
rung der Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch wird 
durch das Datum des 31. Dezember 1970 ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 256 
vom 11. Oktober 1969, Seite 5 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf Vorschlag der Kommission hat der Rat am 
6. Oktober 1969 eine Richtlinie zur Änderung der 
Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Flan- 
delsverkehr mit frischem Fleisch erlassen. 

Diese neue Richtlinie beinhaltet wichtige Verbesse- 
rungen des (bereits im Jahre 1966 geänderten) Tex- 
tes aus dem Jahre 1964; die wesentlichste Änderung 
besteht in der Äusdehnung der Gemeinschaftsrege- 
lung auf Teilstücke kleiner als Hälften und Viertel, 
jedoch mit einem Gewicht von nicht weniger als 3 kg. 

Die Mitgliedstaaten mußten die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft setzen, um der neuen Richtlinie bis 
zum 1. Oktober 1970 nachzukommen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Dienst- 
stellen der Kommission mit einem Brief vom 
19. August 1970 davon in Kenntnis gesetzt, daß sie 
nicht in der Lage wäre, dieser Verpflichtung nach- 
zukommen, da es den zuständigen Institutionen nicht 
gelungen ist, die Texte zur Transponierung der Ge- 
meinschaftsregelung in nationales Recht in der ge- 
wünschten Zeit zu verabschieden. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland bittet daher die Kommission, dem 
Rat eine Verlängerung der am 1. Oktober 1970 aus- 
laufenden Frist um 4 Monate vorzuschlagen. 

Nach den Informationen, welche die Dienststellen 
der Kommission einholen konnten, befinden sich an- 
dere Mitgliedstaaten in ähnlicher Lage wie die Bun- 
desrepublik Deutschland. Es scheint daher, daß die 
ursprünglich vom Rat festgelegte Frist tatsächlich zu 
kurz war, und es wird der Kommission daher vor- 
geschlagen, dem Rat den beiliegenden Vorschlag zur 
Verlängerung der Frist um 3 Monate, d. h. zur Ver- 
legung des Datums vom 1. Oktober 1970 auf den 
31. Dezember 1970 (eine Verlängerung um 4 Monate 
würde nach Ansicht der Dienststellen der Kommis- 
sion ein wenig übertrieben sein), zuzuleiten. 

Entsprechend der Auffassung der Kommission auf 
diesem Gebiet wird dieser Vorschlag auf Artikel 43 
basiert; das Europäische Parlament müßte daher 
konsultiert werden. 
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